
L A N D E S G E S E T Z B L AT T
FÜR DAS BURGENLAND

Jahrgang 2003                            Ausgegeben und versendet am 2. Juni 2003 15. Stück

27. Gesetz vom 20. März 2003, mit dem das Landes-Gleichbehandlungsgesetz geändert wird
28. Gesetz vom 20. März 2003,  mit  dem  das  Burgenländische Gemeindebezügegesetz geändert wird

27. Gesetz vom 20. März 2003, mit dem das Landes-Gleichbehandlungsgesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Das Landes-Gleichbehandlungsgesetz (L-GBG), LGBl. Nr. 59/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 27/2002, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 2 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) Eine Diskriminierung nach Abs. 3 liegt insbesondere auch vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vor-

schriften, Kriterien oder Verfahren einen wesentlich höheren Anteil der Angehörigen eines Geschlechts
benachteiligen, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind angemessen und
notwendig und sind durch nicht auf das Geschlecht bezogene sachliche Gründe gerechtfertigt (mittelbare Dis-
kriminierung).“

2. Dem § 19 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) Wird von einer Bewerberin, einem Bewerber, einer vertraglichen Dienstnehmerin oder einem vertragli-

chen Dienstnehmer im gerichtlichen Verfahren eine Diskriminierung nach den §§ 3 bis 7 oder eine Verletzung
des Frauenförderungsgebotes nach den §§ 33 bis 38 behauptet, so ist dieser Umstand lediglich glaubhaft zu
machen. Die Vertreterin oder der Vertreter des Dienstgebers hat in diesem Fall zu beweisen, dass

1. nicht auf das Geschlecht bezogene Gründe für die unterschiedliche Behandlung maßgebend waren oder
2. das Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für die Personalmaßnahme war oder ist.“

3. Im § 25 Abs. 2 zweiter Satz wird der Ausdruck „darzulegen“ durch den Ausdruck „zu beweisen“ ersetzt.

4. § 35 lautet samt Überschrift:

„§ 35
Vorrangige Aufnahme in den Landesdienst

(1) Bewerberinnen, die für die angestrebte Planstelle gleich geeignet sind wie der bestgeeignete Mitbewerber,
sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen, entsprechend den Vo r g a b e n
des Frauenförderprogrammes solange vorrangig aufzunehmen, bis ein Verhältnis der Ausgewogenheit zwi-
schen Frauen und Männern in der betreffenden Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe im Wirkungsbereich der
jeweiligen Dienststelle erreicht ist. Steht einer Verwendungsgruppe eine entsprechende Entlohnungsgruppe
g e g e n ü b e r, ist diese in den Vergleich miteinzubeziehen. Verwendungen gemäß § 1 Abs. 2 sind dabei nicht zu
b e r ü c k s i c h t i g e n .

(2) Die in der Person eines Mitbewerbers liegenden Gründe gemäß Abs. 1 dürfen gegenüber Bewerberin-
nen keine unmittelbar oder mittelbar diskriminierende Wirkung haben.“

5. § 36 lautet samt Überschrift:

„§ 36
Vorrangige Aufnahme in den Gemeindedienst

(1) Bewerberinnen, die für die angestrebte Planstelle gleich geeignet sind wie der bestgeeignete Mitbe-
werber, sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen, solange vorrangig
aufzunehmen, bis ein Verhältnis der Ausgewogenheit zwischen Frauen und Männern in der betreffenden Ver-
Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe in der jeweiligen Gemeinde erreicht ist. Steht einer Verwendungs-
gruppe eine entsprechende Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese in den Vergleich miteinzubeziehen. Ver-
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wendungen gemäß § 1 Abs. 2 sind dabei nicht zu berücksichtigen.
(2) Die in der Person eines Mitbewerbers liegenden Gründe gemäß Abs. 1 dürfen gegenüber Bewerberin-

nen keine unmittelbar oder mittelbar diskriminierende Wirkung haben.“

6. § 37 lautet samt Überschrift:

„§ 37
Vorrang beim beruflichen Aufstieg im Landesdienst

Bewerberinnen, die für die angestrebte hervorgehobene Verwendung (Funktion) gleich geeignet sind wie der
bestgeeignete Mitbewerber, sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen,
entsprechend den Vorgaben des Frauenförderprogrammes solange vorrangig zu bestellen, bis ein Ve r h ä l t n i s
der Ausgewogenheit zwischen Frauen und Männern in den auf eine Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe
entfallenden Funktionen im jeweiligen Frauenförderbereich (§ 34 Abs. 1) erreicht ist. § 35 Abs. 1 zweiter und drit-
ter Satz und § 35 Abs. 2 sind anzuwenden.“

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior Nießl

28. Gesetz vom 20. März 2003,  mit  dem  das  Burgenländische Gemeindebezügegesetz geändert
wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das  Gesetz  über  die  Bezüge  der  Organe der Gemeinden (Burgenländisches Gemeindebezügegesetz

-  Bgld.  GBG),  LGBl.  Nr. 14/1998, zuletzt geändert durch  das  Gesetz  LGBl.  Nr. 32/2001 und LGBl. Nr.
13/2002 wird wie folgt geändert:

Nach § 30 wird folgender § 30a samt Überschrift eingefügt:

„§ 30a
Verzicht auf Geldleistungen

Ein Verzicht auf Bezüge und Sitzungsgelder ist zulässig.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem der Verlautbarung im Landesgesetzblatt nachfolgenden Monatsersten in Kraft.

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior Nießl

Landesgesetzblatt für das Burgenland                       Postentgelt bar bezahlt 
Amt der Bgld. Landesregierung
7000 Eisenstadt
Europaplatz 1

Das Landesgesetzblatt für das Burgenland wird
vom Amt der Burgenländischen Landesregierung in
Eisenstadt herausgegeben und erscheint nach Be-
darf.
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